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mit der KZVK 

Liebe Leserinnen und Leser, 
 

die KZVK wird 50 Jahre alt. Gemeinsam mit Ihnen, un-

seren beteiligten Arbeitgebern sowie den Versicherten 

und unseren Mitarbeitenden ist in dieser Zeit eine 

starke Gemeinschaft gewachsen. Für die vertrauens-

volle und gute Zusammenarbeit danken wir Ihnen 

herzlich.  
 

Im ersten Rundschreiben dieses Jahres informieren 

wir Sie wie gewohnt über interessante Themen und 

Neuigkeiten rund um die Zusatzversorgung. Besonders 

im Fokus stehen dabei die Auswirkungen des Zweiten 

Betriebsrentenstärkungsgesetzes (BRSG II). 
 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Aktuelles 
zur Zusatzversorgung 

Rundschreiben 01/Juni 2026 

Christian Loh 
Vorstandsvorsitzender 

Dr. Oliver Lang 
Mitglied des Vorstands 

Dr. Sebastian Leipert 
Mitglied des Vorstands 
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1. Zweites Betriebsrenten-
stärkungsgesetz in Kraft 

Auswirkungen auf die Zusatzversorgung 

Am 21. Januar 2026 wurde das Zweite Be-

triebsrentenstärkungsgesetz (BRSG II) im 

Bundesgesetzblatt verkündet. Der Gesetzge-

ber verfolgt damit das Ziel, die betriebliche 

Altersversorgung als sinnvolle Ergänzung der 

gesetzlichen Rentenversicherung qualitativ 

und quantitativ auszubauen und zu stärken. 

Durch die einzelnen Artikel des Gesetzes wur-

den bestehende Vorschriften im Bereich des 

Betriebsrenten-, Einkommensteuer-, Sozial-

versicherungs- und Aufsichtsrechts ange-

passt. Teile des Gesetzes sind bereits am Tag 

nach der Verkündung, also am 22. Januar 

2026, in Kraft getreten. Andere Teile treten 

zum 1. Januar 2027 in Kraft. 

 

Im Folgenden fassen wir die Auswirkungen 

auf die Zusatzversorgung zusammen: 

 

Erhöhung der Grenzen für die Abfindung von 

Kleinbetragsrenten (seit 2026) 

Die Regelung zur Erhöhung der Grenze für die 

einseitige Abfindung von Kleinbetragsrenten 

nach § 3 Abs. 2 Satz 1 Betriebsrentengesetz 

(BetrAVG) ist bereits in Kraft. Danach kann 

der Arbeitgeber eine Anwartschaft ohne Zu-

stimmung des Arbeitnehmenden abfinden. 

Dies ist dann der Fall, wenn der Monatsbe-

trag, der aus der Anwartschaft resultierenden 

laufenden Leistung, bei Erreichen der vorge-

sehenen Altersgrenze 1,5 vom Hundert (bis-

her 1,0 vom Hundert) der monatlichen Be-

zugsgröße nach § 18 des Vierten Buches Sozi-

algesetzbuch (SGB IV) nicht übersteigt. Für 

das Jahr 2026 beträgt dieser Grenzwert 59,33 

Euro. 

 

GrundWert-Renten aus der Pflichtversiche-

rung, die den Monatsbetrag nach § 3 Abs. 2 

BetrAVG nicht überschreiten, werden nach 

§ 41 Abs. 1 KZVK-Satzung abgefunden. Wai-

sen- und Erwerbsminderungsrenten werden 

nur auf Antrag abgefunden. Renten aus der 

freiwilligen Versicherung MehrWert werden 

ebenfalls durch Verweis auf § 3 BetrAVG ab-

gefunden (§ 41 Abs. 4 KZVK-Satzung).  

 

Somit hat diese Änderung unmittelbare Aus-

wirkungen auf die KZVK im Hinblick auf die 

Abfindungen von Kleinbetragsrenten sowohl 

aus der Pflichtversicherung GrundWert als 

auch aus der freiwilligen Versicherung Mehr-

Wert. 

 

Einführung der Teilrente als Versicherungs-

fall für die Betriebsrente (ab 1. Januar 2027) 

Nach derzeitigem Satzungsrecht (§ 31 Ab-

satz 1 KZVK-Satzung) tritt der Versicherungs-

fall in der Zusatzversorgung am Ersten des 

Monats ein, von dem an der Anspruch auf ge-

setzliche Rente wegen Alters als Vollrente 

bzw. wegen teilweiser oder voller Erwerbs-

minderung besteht. 

 

Frühestens ab dem 1. Januar 2027 soll nach 

§ 6 BetrAVG n. F. auch bei Bezug einer Teil-

rente aus der gesetzlichen Rentenversiche-

rung ein Anspruch auf eine Altersrente als 

Teilrente aus der betrieblichen Altersversor-

gung bestehen. 

 

Durch das Inkrafttreten zum Jahresbeginn 

2027 gibt der Gesetzgeber den Arbeitgebern, 
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Versorgungsträgern und Gremien Zeit, die 

neue Regelung zu prüfen und bei Bedarf et-

waige Rechtsänderungen in die Versorgungs-

ordnungen aufzunehmen. 

 

Die Umsetzung des möglichen Teilrentenbe-

zugs erfordert Überlegungen und Entschei-

dungen auf verschiedenen Ebenen, die das 

Zusatzversorgungsrecht betreffen. Zu hoffen 

ist, dass die Tarifvertragsparteien des öffent-

lichen Dienstes zeitnah einen Konsens für 

entsprechende Regelungen finden. Gelingt 

dies nicht, müssen offene Fragen für alle Zu-

satzversorgungskassen im Rahmen der Ar-

beitsgemeinschaft kommunale und kirchliche 

Altersversorgung e. V. (AKA), in der die KZVK 

Mitglied ist, bis zum Inkrafttreten des neuen 

§ 6 BetrAVG am 1. Januar 2027 geklärt wer-

den. Wir werden Sie über die weitere Ent-

wicklung informieren.  

 

Erhöhung der Arbeitgeberförderung nach 

§ 100 EStG (ab 2027) 

Ab dem 1. Januar 2027 wird zudem die be-

reits seit 2018 bestehende Förderung der Ar-

beitgeber durch einen bAV-Förderbetrag zur 

Beitragszahlung an kapitalgedeckte Pensions-

kassen für den Personenkreis der sogenann-

ten „Geringverdiener“ verbessert. Damit 

wird die für Sie bereits bestehende finanzielle 

Entlastung höher ausfallen als bisher. 

 

Die Verbesserung wird durch zwei Kompo-

nenten erzielt: 

 

Zum einen wird die bisher fixe monatliche 

Geringverdienergrenze von 2.575 Euro durch 

eine dynamische monatliche Einkommens-

grenze ersetzt. Diese beläuft sich ab 2027 auf 

drei Prozent der jährlichen Beitragsbemes-

sungsgrenze in der allgemeinen gesetzlichen 

Rentenversicherung. Bezogen auf die Bei-

tragsbemessungsgrenze 2026 wären das ak-

tuell 3.042 Euro. Somit wird der Personen-

kreis, für den Förderanspruch besteht, ausge-

weitet. 

 

Zum anderen werden ab 2027 Arbeitgeber-

beiträge bis maximal 1.200 Euro jährlich ge-

fördert. Der bAV-Förderbetrag von 30 Pro-

zent erhöht sich damit von bisher 288 Euro 

auf 360 Euro pro Jahr. 

 

Weiterhin gilt, dass die Förderung nur für 

Versicherte in Anspruch genommen werden 

kann, die bei Ihnen im steuerlich ersten 

Dienstverhältnis (Steuerklassen I bis V) be-

schäftigt sind und für die vom Arbeitgeber 

jährlich ein Beitrag von mindestens 240 Euro 

in die Pflichtversicherung eingezahlt wird. 

 

Weitere Informationen zum bAV-Förderbe-

trag finden Sie in unseren Rechengrößen 

2026 sowie in unseren Rundschreiben 

02/2022 und 01/2025 auf unserer Website. 

 

Klargestellt: Angleichungsbeitrag ist sozial-

versicherungsfrei 

Mit der Änderung des § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 12 

Sozialversicherungsentgeltverordnung (SvEV) 

wird deutlich gemacht, dass Sonderzahlun-

gen von Arbeitgebern nicht dem sozialversi-

cherungspflichtigen Arbeitsentgelt zuzurech-

nen sind. Dies ist unabhängig davon, ob es 

sich dabei um eine umlagefinanzierte oder 

um eine kapitalgedeckte Altersversorgung 

handelt.  

 

https://www.kzvk.de/service/downloads/rechengroessen
https://www.kzvk.de/service/downloads/rechengroessen
https://www.kzvk.de/service/newsletter/rundschreiben
https://www.kzvk.de/service/newsletter/rundschreiben
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Damit wird bestätigt, dass der von der KZVK 

 – in diesem Jahr letztmalig – erhobene An-

gleichungsbeitrag nicht nur steuer-, sondern 

auch sozialversicherungsfrei ist. 
 

2. Reform der privaten  
Altersvorsorge 

Auswirkungen auf die Zusatzversorgung 

Der Bundestag hat am 27. März 2026 eine 

umfassende Reform der privaten Altersvor-

sorge beschlossen. Ziel ist es, das bisherige 

System – insbesondere die seit 2002 beste-

hende Riester-Rente – abzulösen. Ab dem 

1. Januar 2027 wird eine neue, staatlich ge-

förderte Altersvorsorge eingeführt, die 

grundsätzlich einfacher, kostengünstiger und 

renditestärker gestaltet sein soll. Mit der Zu-

stimmung des Bundesrates am 8. Mai 2026 

treten die neuen Regelungen planmäßig zum 

1. Januar 2027 in Kraft. 

 

Auswirkungen auf die Zusatzversorgung 

Obwohl die Reform vorrangig die private Al-

tersvorsorge betrifft, ergeben sich daraus 

mittelbare Auswirkungen auf die betriebliche 

Altersversorgung des öffentlichen und kirch-

lichen Dienstes – und damit auch auf Riester-

geförderte Verträge im Rahmen der freiwilli-

gen MehrWert-Versicherung der KZVK.  

 

Bisheriges Fördermodell Riester 

Beim bisherigen Riester-Sparen hängt die 

volle Förderung vom Einkommen ab. Um die 

volle Förderung zu erhalten, müssen mindes-

tens vier Prozent des rentenversicherungs-

pflichtigen Bruttoeinkommens des Vorjahres 

in einen Riester-Vertrag eingezahlt werden. 

Davon werden die staatlichen Zulagen abge-

zogen. Nur der Mindestbeitrag ist selbst zu 

zahlen. Insgesamt gilt ein Höchstbetrag von 

2.100 Euro pro Jahr inklusive Zulagen. Nur bis 

zu dieser Obergrenze können Beiträge steu-

erlich als Sonderausgabe geltend werden. Bei 

Änderungen des Einkommens ist der Min- 

desteigenbeitrag regelmäßig neu zu berech-

nen und entsprechend anzupassen. 

 

Die bisherige Förderung umfasst: 

• 175 Euro Grundzulage jährlich 

• 185 Euro Kinderzulage jährlich pro Kind 

(Geburt vor 2008) bzw. 300 Euro (Geburt 

ab 2008) 

• einmalig 200 Euro Einsteigerbonus für 

Personen, die das 25. Lebensjahr noch 

nicht vollendet haben.  

• ggf. zusätzlicher Steuervorteil 

• mindestens 60 Euro Eigenbeitrag jährlich 

 

Neues Fördermodell ab 1. Januar 2027 

Die bisherige Förderung bleibt in ihrer Grund-

struktur (Zulagen, steuerliche Vorteile, nach-

gelagerte Besteuerung) erhalten, sie soll je-

doch stärker an die eingezahlten Beiträge ge-

koppelt und durch beitragsproportionale 

Grund- und Kinderzulagen einfacher und 

transparenter werden. 

 

Die neue Zulagenförderung sieht vor: 

Grundzulage 

• 50 Prozent Zulage für Beiträge bis 

360 Euro jährlich 

• weitere 25 Prozent Zulage für Beiträge 

von 360,01 Euro bis 1.800 Euro jährlich 

• maximal 540 Euro Förderung pro Jahr 

Kinderzulage 
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• 100 Prozent Zulage bis zu einem Eigenbei-

trag von 300 Euro pro Jahr 

• maximal 300 Euro pro Kind und Jahr 

 

Berufseinsteigerbonus 

• für Altersvorsorge-Starter unter 25 Jah-

ren gibt es wie bisher einen einmaligen 

Bonus von 200 Euro 

 

Mindesteigenbeitrag 

• mindestens 120 Euro Eigenbeitrag jähr-

lich erforderlich, um Zulagen zu erhalten 

 

Sonderausgabenabzug 

• ggf. zusätzlicher Steuervorteil 

 

Diese neue Förderung ist auch bei der KZVK 

Köln ab dem 1. Januar 2027 möglich. 

 

Bestandsschutz für bestehende Riester-Ver-

träge 

Für alle bestehenden Riester-Verträge und 

auch für solche, die noch vor dem 1. Januar 

2027 bei der KZVK abgeschlossen werden, gilt 

ein umfassender Bestandsschutz. Versicherte 

können diese Verträge unverändert fortfüh-

ren und weiterhin die bisherigen Förderun-

gen des jetzigen Riester-Systems in Anspruch 

nehmen.  

 

Alternativ besteht die Möglichkeit, mit beste-

henden Verträgen in die neue Förderung zu 

wechseln. Ein solcher Wechsel ist dabei je-

derzeit möglich – auch noch nach dem 31. De-

zember 2026 und ohne Verpflichtung zur 

Rückzahlung bereits erhaltener Zulagen. 

 

 

Ende des bisherigen Riester-Systems  

Ab dem 1. Januar 2027 ist der Abschluss von 

Verträgen nach dem bisherigen Riester-Mo-

dell nicht mehr möglich. Damit wird das aktu-

elle Riester-System langfristig auslaufen, 

auch wenn Altverträge weiter bestehen kön-

nen. 

 

Empfehlung und Beratung 

Ob das alte einkommensabhängige oder das 

neue beitragsabhängige Fördersystem besser 

ist, hängt von den persönlichen Umständen 

ab. Hierbei spielen die Höhe des Einkom-

mens, die Zahl der Kinder sowie der eigene 

Sparaufwand eine wichtige Rolle.  

 

Wir werden alle Versicherten mit laufenden 

Riester-Verträgen schriftlich über die Neue-

rungen informieren.  

 

Beschäftigten mit bestehenden Riester-Ver-

trägen empfehlen wir, bis zum Jahresende zu 

prüfen, ob ein Wechsel in das neue System 

sinnvoll ist. Dabei stehen wir unseren Versi-

cherten gerne telefonisch sowie in unseren 

Online-Beratungen unterstützend zur Seite. 

Berechnungen werden voraussichtlich ab No-

vember 2026 möglich sein, so dass eine per-

sönliche Beratung zur neuen Förderung zu 

diesem Zeitpunkt besonders hilfreich ist.  

 

3. Aktivrente und Zusatzver-
sorgung 

Die Daten des Statistischen Bundesamtes aus 

Oktober 2025 belegen eine steigende Er-

werbstätigkeit von Menschen im Rentenal-

ter. Danach sind 13 Prozent der Menschen im 
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Alter zwischen 65 und 74 Jahren weiterhin 

beruflich tätig. Die seit dem 1. Januar 2026 

geltenden Regelungen der Aktivrente sollen 

das Arbeiten im Ruhestand finanziell deutlich 

attraktiver machen.  

 

Bei der Aktivrente handelt es sich nicht um 

eine neue Rentenart, sondern um einen Steu-

erfreibetrag auf den Arbeitslohn. 

 

Im Folgenden haben wir die Auswirkungen 

der Aktivrente auf die Zusatzversorgung in 

verschiedenen Fällen zusammengefasst:  

 

Mitarbeitende, die eine gesetzliche Alters-

rente als Vollrente beziehen 

Mit dem Bezug einer Altersrente als Vollrente 

endet die Versicherungspflicht zur Zusatzver-

sorgung. Die Mitarbeitenden sind von der 

GrundWert-Versicherung abzumelden und 

ein Antrag auf Altersrente kann gestellt wer-

den. Bei Neueinstellung von Mitarbeitenden, 

die bereits eine Altersrente als Vollrente be-

ziehen, ist keine Anmeldung zur Pflichtversi-

cherung GrundWert vorzunehmen. 

 

Mitarbeitende, die die gesetzliche Regelal-

tersgrenze erreicht haben, jedoch keine Al-

tersrente als Vollrente beziehen 

Die Satzung der KZVK sieht keine Altersgrenze 

für den Bezug einer Altersrente vor. Für den 

Eintritt des Versicherungsfalles in der Zusatz-

versorgung wird grundsätzlich auf den Ren-

tenbeginn in der gesetzlichen Rentenversi-

cherung abgestellt. Arbeitet der bzw. die Ver-

sicherte über das Erreichen der gesetzlichen 

Regelaltersgrenze hinaus weiter ohne eine 

Altersrente als Vollrente zu erhalten, besteht 

weiterhin Versicherungspflicht in der Zusatz-

versorgung. 

 

Mitarbeitende, die über das Erreichen der 

gesetzlichen Regelaltersgrenze hinaus arbei-

ten und nicht in der gesetzlichen Rentenver-

sicherung versichert sind 

Für Mitarbeitende, die nicht in der gesetzli-

chen Rentenversicherung versichert sind 

oder die Voraussetzungen für den Bezug ei-

ner Rente aus der gesetzlichen Rentenversi-

cherung nicht erfüllen, wird für den Versiche-

rungsfall in der GrundWert-Rente auf die Re-

gelungen der gesetzlichen Rentenversiche-

rung Bezug genommen. Dies bedeutet, dass 

die erforderliche Wartezeit in der Zusatzver-

sorgung erfüllt sein muss.  

 

Solange der Versicherungsfall der Altersrente 

als Vollrente in der GrundWert-Versicherung 

nicht eingetreten ist, besteht weiter Versi-

cherungspflicht in der Zusatzversorgung. 

 

Steuerliche Förderung der Aktivrente 

Seit Inkrafttreten des Aktivrentengesetzes 

am 1. Januar 2026 können Steuerpflichtige, 

die ihre jeweilige gesetzliche Regelalters-

grenze erreicht haben, bis zu 24.000 Euro im 

Jahr steuerfrei hinzuverdienen (§ 3 Nr. 21 

EStG n. F.). Der Bezug einer Altersrente ist für 

diesen Steuervorteil nicht erforderlich. 

 

Bei fortbestehender Versicherungspflicht in 

der Zusatzversorgung ist das zusatzversor-

gungspflichtige Entgelt nach § 62 Abs. 2 

Satz 2 der KZVK-Satzung grundsätzlich der 

steuerpflichtige Arbeitslohn. Die im Rahmen 

der Aktivrente steuerfrei gestellten Einkünfte 

unterliegen somit nicht der Beitragspflicht 
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zur Zusatzversorgung. Der KZVK sind dement-

sprechend nur die zusatzversorgungspflichti-

gen Entgeltbestandteile zu melden, die den 

Freibetrag von 2.000 Euro im Monat überstei-

gen. Liegt die Vergütung insgesamt unter der 

Grenze von 2.000 Euro im Monat, so ist der 

KZVK für diesen Zeitraum eine Unterbre-

chung mit dem Versicherungsmerkmal 40 

(sonstige Unterbrechung) zu melden. 
 

4. Kundenportal „Meine 
KZVK“ 

Neuer Service: Versicherungsbiografie 

Unser Kundenportal „Meine KZVK“ bietet 

weitergehende Services rund um die betrieb-

liche Altersversorgung mit der KZVK. 

 

Neu hinzugekommen ist für registrierte Ver-

sicherte die Möglichkeit, ihre vollständige 

Versicherungsbiografie zur GrundWert- und 

– soweit vorhanden – der MehrWert-Versi-

cherung inklusive eventuell aus dem öffentli-

chen Dienst übergeleiteter Vorversicherungs-

zeiten anzufordern. Über die Bereitstellung 

des Versicherungsverlaufs als PDF im persön-

lichen Posteingang des Portals wird per  

E-Mail informiert. Der Überblick über alle an-

gesammelten Versicherungszeiten ist damit 

einfach und transparent. 

 

Empfehlen Sie Ihren Beschäftigten gerne 

auch den digitalen Überleitungs- und den di-

gitalen Rentenantrag. 

 

5. Digitale Rentenübersicht 
mit der KZVK 

Mit der Anbindung der KZVK an die Digitale 

Rentenübersicht der Deutschen Rentenversi-

cherung besteht seit Februar 2026 neben 

dem Kundenportal „Meine KZVK“ eine wei-

tere Möglichkeit für unsere Versicherten, den 

Stand ihrer Betriebsrente im Blick zu behal-

ten. Der Gesetzgeber hat mit dem Renten-

übersichtsgesetz (RentÜG) die Grundlage ge-

schaffen, um allen Bürgerinnen und Bürgern 

eine umfassende und transparente Übersicht 

über ihre individuellen Altersvorsorgeansprü-

che zu ermöglichen.  

 

Alle Informationen zur gesetzlichen, betrieb-

lichen und privaten Altersvorsorge werden in 

der digitalen Rentenübersicht gebündelt be-

reitgestellt, sofern die jeweilige Versorgungs-

einrichtung bereits an das Verfahren ange-

bunden ist. Die Nutzung ist für jeden Versi-

cherten freiwillig und kostenfrei. 

 

Informationen zur Registrierung, Anmeldung 

und Funktionsweise gibt es auf der Webseite 

der Digitalen Rentenübersicht unter 

www.rentenuebersicht.de 

 

https://www.rentenuebersicht.de/DE/01_startseite/home_node.html
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Melden Sie sich gerne bei uns, wenn Sie grundsätzliche Fragen zur Zusatzversorgung haben, die 

wir in einem Rundschreiben erläutern sollen. 

 

Die bisherigen Ausgaben finden Sie unter https://www.kzvk.de im Servicebereich unter dem Punkt 

„Newsletter“. 

 

 

Unsere neue Hausanschrift seit dem 1. Dezember 2025 

 

KZVK Köln 

Hildeboldplatz 2–18 

50672 Köln 

 

Die Postfachadresse bleibt unverändert. 

 

 

 

 

 

Kontakt 

KZVK 

Kirchliche Zusatzversorgungskasse des 

Verbandes der Diözesen Deutschlands 

 

Hildeboldplatz 2–18, 50672 Köln 

Postfach 102064, 50460 Köln 

 

Telefon 0221 2031-590 

Fax 0221 2031-367 

info@kzvk.de 

www.kzvk.de 

 

Schon unseren Newsletter abonniert? 

Melden Sie sich an auf www.kzvk.de 

https://www.kzvk.de/

